
 



 

 
 
 
 
Liebe Unternehmerin, 
lieber Unternehmer, 

am 22.März 2026 sind alle Bürgerinnen und Bürger des Landes Rheinland-Pfalz dazu aufgerufen, einen neuen 

Landtag zu wählen. Sie haben es in der Hand, wie es mit ihrem Bundesland weitergeht. Denn über wesentliche 

Bedingungen für den Standort und für Investitionen entscheiden die Landespolitikerinnen und Landespolitiker in 

Mainz. Der Bundesverband mittelständische Wirtschaft will Unternehmerinnen und Unternehmer fragen- und 

faktenorientiert bei der Wahlentscheidung unterstützen. Im vorliegenden WAHLCHECK LANDTAGSWAHL 

RHEINLAND-PFALZ 2026 hat „Der Mittelstand. BVMW“ seine mittelstandspolitischen Ziele formuliert. Ein besonderes 

Augenmerk muss die nächste Landesregierung auf den Mittelstand legen. Dessen Rahmenbedingungen müssen 

dringend verbessert werden. Das Wohl des Landes ist also eng mit dem des Mittelstands verknüpft.  

„Der Mittelstand. BVMW“ ist die starke Stimme des Mittelstands, der mit seinen rund 200 Geschäftsstellen 

bundesweit für Vernetzung zwischen Unternehmen und Lokalpolitik sorgt. Im Bund spricht „Der Mittelstand. BVMW“ 

im Rahmen seiner Mittelstandsallianz für 30 branchenübergreifenden und mittelständisch geprägten 

Mitgliedsverbänden und verfügt über enge Kontakte zur Bundespolitik durch seine Bundeszentrale in Berlin. Die 

Interessen des Mittelstands vertreten wir ebenso durch den europäischen Mittelstandsdachverband European 

Entrepreneurs (CEA-PME) in Brüssel sowie in unseren über 89 Auslandsbüros weltweit. 

Nutzen Sie die Chance, das Wohl des Landes gemeinsam zu sichern. Nutzen Sie den WAHL-CHECK LANDTAGSWAHL 

RHEINLAND-PFALZ 2026 vom „Der Mittelstand. BVMW“. Fordern Sie damit die künftigen Landtagsabgeordneten auf, 

Farbe zu unseren Forderungen zu bekennen. Engagieren wir uns gemeinsam: für den Mittelstand, für Rheinland-Pfalz, 

für Deutschland. 

 

Ihr Team des BVMW in Rheinland-Pfalz und dem Saarland 

 
 
 



1. 

Wirtschaftswachstum:  
Weg von der „roten 
Laterne“  
 

 

Aktuelle Situation 

Rheinland-Pfalz hinkt hinterher. Während andere Bundesländer sich 

stabilisieren und wachsen, schrumpft unsere Wirtschaft das dritte 

Jahr in Folge (2024: -1,1 %). Diese anhaltende Rezession im 

Vergleich zum Bundesschnitt schwächt die Eigenkapitalbasis der 

mittelständischen Betriebe massiv und entzieht ihnen die 

notwendige Liquidität für zukunftssichere Investitionen. Ohne eine 

sofortige Kehrtwende verliert der rheinland-pfälzische Mittelstand im 

Wettbewerb mit stabileren Bundesländern den Anschluss, was 

langfristig die Abwanderung von Betrieben und den dauerhaften 

Verlust lokaler Arbeitsplätze zur Folge hat. 

 

Position des BVMW 

Der BVMW fordert eine aktive Angebotspolitik. Wachstum generiert 

sich nicht durch staatliche Lenkung, sondern durch Freiräume für 

Investitionen. Wir fordern einen „Wachstumspakt RLP“, der 

steuerliche Anreize auf Landesebene mit einer massiven 

Investitionsoffensive verknüpft. 

Frage an die Politik 

Mit welchen konkreten Maßnahmen wollen Sie das BIP-Wachstum in 

Rheinland-Pfalz in den ersten 100 Tagen Ihrer Amtszeit über den 

Bundesdurchschnitt heben?

 

 

 
 

 



 

2. 

Deindustrialisierung:  
Rettung des industriellen 
Herzens  
 

 

Aktuelle Situation 

Der Einbruch im Fahrzeugbau (-25 %) und in der Pharmaindustrie  

(-15 %) ist ein Alarmsignal. Diese dramatischen Rückgänge bei 

industriellen Leuchttürmen lösen einen gefährlichen Dominoeffekt 

aus, der die Existenzgrundlage zahlreicher mittelständischer 

Zulieferbetriebe in Rheinland-Pfalz unmittelbar bedroht. Mit dem 

Wegbrechen dieser Ankerkunden verlieren KMU nicht nur wichtigste 

Auftraggeber, sondern auch die notwendige Planungssicherheit für 

Investitionen und die Basis für gemeinsame Innovationen. Letztlich 

führt dieser industrielle Substanzverlust zu einem massiven 

Kaufkraftschwund in den Regionen, der das lokale Handwerk 

schädigt und die Abwanderung qualifizierter Fachkräfte 

beschleunigt. 

 

Position des BVMW 

Wir fordern eine Standortsicherung, die Energiekosten senkt und 

Innovationscluster (wie z.B. Biotechnologie in Mainz) nicht nur auf 

dem Papier fördert, sondern durch Infrastruktur und 

Ansiedlungshilfen real untermauert. 

Fragen an die Politik 

Wie verhindern Sie die Abwanderung industrieller 

Wertschöpfungsketten und welche Anreize setzen Sie für den Erhalt 

von Produktionsstandorten in Rheinland-Pfalz?



3. 

Öffentlicher Sektor vs.  
Privatwirtschaft  
 

 

Aktuelle Situation 

Ein Zuwachs von 17 % im öffentlichen Dienst bei gleichzeitiger 

Rezession ist paradox. Während Betriebe händeringend Personal 

suchen, bläht sich die Verwaltung um 36.000 neue Stellen auf. Diese 

massive personelle Ausweitung der Verwaltung entzieht dem 

mittelständischen Arbeitsmarkt in Rheinland-Pfalz dringend 

benötigte Fachkräfte. Anstatt durch digitale Effizienz die Wirtschaft 

zu entlasten, bläht sich der Apparat weiter auf und produziert neue 

bürokratische Hürden. Letztlich zahlt der Mittelstand über Steuern 

für eine Verwaltung, die sein eigenes Wachstum durch 

Personalentzug und Ineffizienz massiv ausbremst. 

 

Position des BVMW 

Der BVMW fordert ein Moratorium für Neueinstellungen in der 

allgemeinen Verwaltung (ausgenommen Bildung und Sicherheit). 

Effizienzsteigerung durch Digitalisierung muss Vorrang vor 

Stellenaufbau haben. 

Fragen an die Politik 

Wie möchten Sie die Landesverwaltung effizienter gestalten, um die 

bürokratische Belastung für Bürgerinnen und Bürger, sowie 

Unternehmen zu reduzieren?“



4. 

Digitalisierungs-Stau:  
Köpfe statt Listen  

 

Aktuelle Situation 

Die Landes-Digitalstrategie 2025 ist in der Umsetzung zu langsam. 

Besonders kritisch: Der MINT-Flaschenhals. Ohne Experten für 

Mathematik, Informatik, Naturwissenschaften und Technik bleibt die 

Transformation Theorie. 

Diese personelle Expansion des Staates verschärft den ohnehin 

kritischen Fachkräftemangel, da der öffentliche Dienst bei der Suche 

nach IT- und MINT-Experten in direkte Konkurrenz zum Mittelstand 

tritt. Während kleine Unternehmen durch unbesetzte Stellen bei der 

Digitalisierung und Innovation massiv ausgebremst werden, bindet 

die wachsende Verwaltung wertvolle Humanressourcen, die der 

Privatwirtschaft für zukunftsfähiges Wachstum fehlen. 

 

Position des BVMW 

Wir fordern eine „MINT-Garantie“. Das Land muss die 

Ausbildungskapazitäten massiv erhöhen und ausländische IT-

Fachkräfte durch schnellere Visa-Verfahren direkt nach RLP holen. 

 

Fragen an die Politik 

Wie wollen Sie die Lücke von tausenden fehlenden MINT-Fachkräften 

schließen, damit unsere Unternehmen KI und Digitalisierung nicht nur 

bestaunen, sondern anwenden können?



5. 

Kommunale Finanzen:  
Die Finanzklemme lösen  

 

Aktuelle Situation 

Unsere Kommunen bluten aus. Die Folge sind marode Straßen und 

steigende Hebesätze bei der Gewerbesteuer – eine direkte Belastung 

für jeden Standort. 

Diese Unterfinanzierung der Kommunen zwingt die Städte und 

Gemeinden dazu, das Haushaltsdefizit über immer höhere 

Gewerbesteuerhebesätze direkt auf den Mittelstand abzuwälzen. Für 

die Betriebe bedeutet dies eine schleichende Enteignung ihrer 

Investitionsspielräume und einen massiven Standortnachteil 

gegenüber Wettbewerbern in finanziell gesünderen Regionen. 

 

Position des BVMW 

Eine Reform des kommunalen Finanzausgleichs ist überfällig. Das 

Land muss die Kommunen so ausstatten, dass diese auf 

Erhöhungen der Grund- und Gewerbesteuer verzichten können. 

 

Fragen an die Politik 

Wie wollen Sie wettbewerbsfähige Steuersätze erreichen?



 
 

6. 

Steuerlast – Bremse für den 
Mittelstand  

 

Aktuelle Situation 

Rheinland-Pfalz ist teuer. 5,0 % Grunderwerbsteuer (Bayern: 3,5 %) 

und veraltete Straßenausbaubeiträge bremsen Investitionen und 

Bauvorhaben. 

Diese hohe fiskalische Belastung entzieht dem Mittelstand liquide 

Mittel, die eigentlich für dringend notwendige Investitionen in 

Innovationen und moderne Betriebsstätten reserviert waren. 

Besonders die im Bundesvergleich überdurchschnittliche 

Grunderwerbsteuer verteuert jede Unternehmensexpansion massiv 

und verhindert notwendige bauliche Anpassungen an neue 

Marktgegebenheiten. Zudem binden die in Rheinland-Pfalz weiterhin 

verpflichtenden Straßenausbaubeiträge Kapital in einer 

bürokratischen Umlagesystematik, das den Betrieben für die 

Sicherung von Arbeitsplätzen und die eigene Zukunftsfähigkeit fehlt. 

 

Position des BVMW 

Der BVMW fordert die Senkung der Grunderwerbsteuer auf 3,5 % und 

die endgültige Abschaffung der Straßenausbaubeiträge ohne 

Ersatzbelastungen. 

 

Fragen an die Politik 

Wann werden die Steuersätze in RLP endlich auf ein 

wettbewerbsfähiges Niveau (Südschiene) gesenkt?



 
  

7. 

Verschuldung der  
Flächenländer  

 

Aktuelle Situation 

Wir vererben Schulden statt Infrastruktur. Die Pro-Kopf-Verschuldung 

in RLP liegt deutlich über dem Schnitt anderer Flächenländer. 

Diese überdurchschnittliche Verschuldung zwingt das Land zu einer 

restriktiven Haushaltspolitik, die notwendige Zukunftsinvestitionen in 

die digitale und verkehrstechnische Infrastruktur systematisch 

blockiert. Da hoch verschuldete Kommunen ihre Defizite oft durch 

steigende Gewerbesteuern gegenfinanzieren müssen, wird der 

Mittelstand zur „Melkkuh“ für Altschulden, anstatt Kapital in die 

eigene Transformation stecken zu können. Zudem verringert der 

hohe Schuldenberg den finanziellen Spielraum für gezielte 

Förderprogramme und Entlastungen, wodurch rheinland-pfälzische 

Betriebe im direkten Wettbewerb mit solider finanzierten 

Bundesländern ins Hintertreffen geraten. 

 

Position des BVMW 

Einhaltung der Schuldenbremse und strikte Priorisierung von 

Investitionen (Infrastruktur, Bildung) vor konsumtiven Ausgaben. 

Fragen an die Politik 

Wie sieht Ihr verbindlicher Tilgungsplan aus, ohne dabei die 

Investitionsquote für die Verkehrsinfrastruktur zu senken?



 
  
  

8. 

Bürokratieabbau:  
Luft zum Atmen  

 

Aktuelle Situation 

Neue Landesklimaschutzgesetze, die über EU- und Bundesstandards 

hinausgehen (Gold-Plating), ersticken den Mittelstand in 

Berichtspflichten. 

Diese Praxis der Überregulierung führt dazu, dass mittelständische 

Unternehmen in Rheinland-Pfalz im EU-Binnenmarkt systematisch 

benachteiligt werden, da sie deutlich höhere Erfüllungskosten als ihre 

europäische Konkurrenz tragen müssen. In der Summe binden 

bürokratische Prozesse im Mittelstand bereits rund sieben Prozent 

der gesamten Arbeitszeit der Beschäftigten, was jährlich 

Arbeitskosten in Milliardenhöhe verursacht und die Innovationskraft 

der Betriebe massiv lähmt. Besonders fatal ist, dass diese Lasten 

einen starken Fixkostencharakter haben: Je kleiner ein Betrieb ist, 

desto stärker drückt die Bürokratie auf die Rendite, da kleine 

Unternehmen nicht über eigene Rechtsabteilungen verfügen, um das 

Dickicht aus Berichts- und Dokumentationspflichten effizient zu 

bewältigen. 

 

Position des BVMW 

„One in, two out“ – für jede neue Regelung müssen zwei alte fallen. 

Keine landesspezifischen Zusatzbelastungen beim Klimaschutz oder 

bei Dokumentationspflichten. 

 

Fragen an die Politik 

Welche drei konkreten Gesetze oder Verordnungen werden Sie in der 

ersten Jahreshälfte ersatzlos streichen?



 
  
  

9. 

Standortattraktivität:  
Anschluss halten 

 

Aktuelle Situation 

Wir verlieren den Anschluss an die starken Bundesländer. Es fehlt an 

einer klaren Vision, wofür der Wirtschaftsstandort RLP in 10 Jahren 

stehen soll. 

Diese strategische Orientierungslosigkeit lässt den rheinland-

pfälzischen Mittelstand in einem Vakuum zurück, das notwendige 

Zukunftsentscheidungen und langfristige Standorttreue massiv 

erschwert. Während Nachbarländer mit klaren Profilen und 

Ansiedlungsstrategien werben, riskieren unsere Betriebe den 

Anschluss an technologische Trends zu verlieren, da verlässliche 

politische Leitplanken für Investitionen fehlen. Ohne eine mutige 

Vision für das Jahr 2035 droht ein schleichender Substanzverlust, bei 

dem innovative Unternehmen dorthin abwandern, wo Dynamik nicht 

nur verwaltet, sondern aktiv gestaltet wird. 

 

Position des BVMW 

Wir fordern ein Marketing für den Wirtschaftsstandort, das den 

Namen verdient, und eine spürbare Verbesserung der weichen 

Standortfaktoren (Kinderbetreuung, Wohnraum für Fachkräfte). 

Fragen an die Politik 

Was ist Ihr Alleinstellungsmerkmal für RLP, mit dem Sie im 

Wettbewerb um die besten Köpfe und Unternehmen gegen München 

oder Stuttgart punkten wollen.



 
 

 

 

 

 

 

 

 
 

Über den BVMW 

Der Bundesverband mittelständische Wirtschaft (BVMW) 

ist gemeinsam mit der Mittelstandsallianz der größte frei-

willig organisierte Zusammenschluss mittelständischer 

Unternehmen in Deutschland. Er ist die Stimme des un-

ternehmerischen Mittelstands. Als wichtigster Mittel-

standsverband spricht Der Mittelstand. BVMW auch im 

Rah-men seiner Mittelstandsallianz für 30 

branchenübergreifende Fachverbände. Unser Verband 

vertritt die Interessen seiner Mitglieder machtvoll und 

erfolgreich gegenüber der Politik in Städten und 

Gemeinden, in Ländern, im Bund und nicht zuletzt durch 

den europäischen Mittelstandsdach-verband European 

Entrepreneurs (CEA-PME) in Brüssel. Mit seinen 

bundesweit rund 200 Geschäftsstellen ist der Der 

Mittelstand. BVMW der Ansprechpartner für die 

mittelständischen Unternehmen. In Rheinland-Pfalz sind 

wir in allen Wirtschaftsregionen mit persönlichen 

Ansprechpartnern vor Ort vertreten. Unser Verband 

vermittelt Kontakte zu Abgeordneten, Landespolitikern 

und Verwaltungen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Kontakt 
Bundesverband mittelständische Wirtschaft (BVMW) e. V. 
Potsdamer Straße 7, 10785 Berlin 

Tel.: +49 30 533206-0, www.bvmw.de 

Ihr Kontakt in Rheinland-Pfalz: 

Hans-Peter Pick 

Leiter Rheinland-Pfalz 
Auf dem Faller 21, 54584 Feusdorf 

Tel.: +49 65 97 – 90 214 11 
E-Mail: hans-peter.pick@bvmw.de 
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